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L 

Der Deutsche Bundestag hat in seiner 58. Sitzung vom 8. Dezember 
1954 im Anschluß an die Verabschiedung des Gesetzes zur Änderung 
des Geschäftsraummietengesetzes die folgende Entschließung ange- 
nommen: 


„Die Bundesregierung wird ersucht, 

bis zum 30. Juni 1955 die Lage auf dem Geschäftsraum- 
markt erneut zu überprüfen und dem Bundestag Vor- 
schläge zu unterbreiten, die geeignet sind, 

1. nach Ablauf der Schutzbestimmungen der §§ 8 ff. 
GRMG etwa eintretende schwere soziale Härten zu 
vermeiden, insbesondere für solche Fälle, in denen die 
Kündigung zur Vernichtung der wirtschaftlichen 
Lebensgrundlage des Mieters führen würde; 

2. die Errichtung der im Zusammenhang mit dem sozia- 
len Wohnungsbau erforderlichen Geschäftsräume, ins- 
besondere für den gewerblichen Mittelstand und die 
freien Berufe, zu fördern. “ 

II. 

Auf Grund dieser Entschließung hat der Bundesminister der Justiz 
die Landesjustizverwaltungen und den Deutschen Industrie- und 
Handelstag, der Bundesminister für Wirtschaft die Preisbildungs- 
stellen der Länder und eine Reihe wohnungswirtschaftlicher oder 
sonst interessierter Verbände um Stellungnahme zu den Fragen ge- 
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beten, die nach Nr. 1 der Entschließung zu behandeln sind. Die Lan- 
desjustizverwaltungen haben auch ihrerseits weitere in Betracht kom- 
mende Landesressorts (insbesondere die Wirtschafts- und Sozialres- 
sorts) beteiligt. 

Auf Grund der Äußerungen, die von dem Bundesminister der Justiz 
und dem Bundesminister für Wirtschaft eingeholt worden sind, so- 
wie der Stellungnahmen, die einige interessierte Organisationen von 
sich aus abgegeben haben, und der sonst zur Verfügung stehenden 
Unterlagen ist die Bundesregierung hinsichtlich des Punktes 1 der 
Entschließung zu folgenden Ergebnissen gelangt: 

l.Es kann davon ausgegangen werden, daß sich die Lage auf dem 
Geschäftsraummarkt seit Anfang 1952 wesentlich entspannt hat und 
daß bis zum Jahresende im Hinblick auf die andauernde lebhafte 
Bautätigkeit eine weitere Entspannung erwartet werden darf. 

Nach den Berichten aus den Ländern Baden-Württemberg, Bayern, 
Niedersachsen, Nordrhein-Westfalen, Rheinland-Pfalz und Schles- 
wig-Holstein, insbesondere nach den Beobachtungen der Preisbil- 
dungsstellen, ist die Lage auf dem Geschäftsraummarkt in diesen 
Gebieten im allgemeinen ausgeglichen. Für Bremen ist jedenfalls eine 
wesentliche Besserung der Marktlage festzustellen. Auch für Ham- 
burg wird wohl — insbesondere auf Grund einer Stellungnahme der 
Handelskammer gegenüber der Preisbildungsstelle — von einer im 
wesentlichen ausgeglichenen Geschäftsraummarktlage ausgegangen 
werden können. In Baden-Württemberg, Bayern, Bremen, Nieder- 
sachsen, Nordrhein-Westfalen und Schleswig-Holstein konnte die 
Nachfrage nach Geschäftsräumen, insbesondere auch Ladenräumen, 
in den Geschäftszentren der Städte noch nicht in vollem Umfange be- 
friedigt werden. Das Bild ist jedoch nicht einheitlich. So wird z. B. 
aus Mannheim berichtet, daß ein Überangebot an Geschäftsraum 
vorliege und daß es deshalb nicht möglich sei, auch in besten Ge- 
schäftslagen für Büroräume einen höheren Mietpreis als 3,50 DM je 
Quadratmeter monatlich zu erzielen. Aus einer Nachfrage nach Ge- 
schäftsräumen gerade in den Geschäftszentren der größeren Städte 
wird im übrigen nicht auf eine besondere Mangellage geschlossen 
werden können, die zu gesetzlichen Schutzmaßnahmen Anlaß geben 
müßte; so ist insbesondere von dem Minister für Wirtschaft und Ver- 
kehr des Landes Nordrhein-Westfalen darauf hingewiesen worden, 
daß seit jeher eine große Nachfrage nach Ladenlokalen in den bevor- 
zugten Geschäftsstraßen bestanden habe. In Baden-Württemberg 
kann aber auch außerhalb der Geschäftszentren der größeren Städte 
der Bedarf an Ladenlokalen für den Einzelhandel nicht überall ge- 
deckt werden. Aus Niedersachsen wird darauf hingewiesen, daß in 
ländlichen Bezirken die Beschaffung von Geschäftsräumen noch häu- 
fig schwierig sei; allerdings seien in diesen Bezirken die Gewerbe- 
treibenden in der Regel Eigentümer ihrer Geschäftsräume. Von 
Hessen wird zu der Marktlage, insbesondere in Frankfurt (Main) und 
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Darmstadt, mitgeteilt, daß dort laufend Geschäftsräume angeboren 
würden. Nach den Berichten wird allerdings damit zu rechnen sein, 
daß in Einzelfällen sich noch Härten ergeben können, wenn der Ver- 
mieter die Geschäftsräume in nächster Zeit kündigt. 

Die Entspannung auf dem Geschäftsraummarkt, die im allgemeinen 
festgestellt werden kann, ist nicht etwa von übermäßigen Preis- 
steigerungen begleitet. So wird von Baden- Württemberg berichtet, 
daß sich seit der Preisfreigabe der Mietpreis für Geschäftsräume um 
durchschnittlich 40 v. H. erhöht habe. Nach dem Bericht aus Nord- 
rhein-Westfalen sind seit der Preisfreigabe die Mietpreise in länd- 
lichen Bezirken nicht nennenswert gestiegen, während die Mietstei- 
gerungen in mittleren und kleinen Städten etwa von 20 v. H. bis 
— in Einzelfällen — 100 v. H. streuen. Soweit erhebliche Mietsteige- 
rungen vorliegen, werden sie u. a. damit erklärt, daß die Mieten zum 
Teil noch aus der Zeit des Preisstopps ungewöhnlich niedrig lagen. 
Es muß auch berücksichtigt werden, daß eine besondere Nachfrage 
nach Geschäftsräumen in den Geschäftszentren der größeren Städte 
sich auf den Preis auswirkt. So erklärt es sich wohl auch, daß nach 
den Berichten aus Hessen in Frankfurt (Main) und in Darmstadt Ge- 
schäftsräume zu übermäßig hohen Preisen angeboren werden. 

Die Länder, insbesondere die Landesjustizverwaltungen, haben sich 
in Anbetracht der im allgemeinen günstigen Entwicklung fast ein- 
stimmig gegen eine Verlängerung des in den §§ 8 ff. GRMG geregel- 
ten Kündigungsschutzes ausgesprochen. Von den Landesjustizver- 
waltungen sind lediglich Hessen und Bremen für eine Verlängerung 
eingetreten, um soziale Härten, die in Einzelfällen noch entstehen 
können, zu vermeiden. Die Landesjustizverwaltungen Hamburg und 
Schleswig-Holstein schlagen vor, den örtlichen Verschiedenheiten 
der Verhältnisse hinsichtlich der vor dem 1. Dezember 1951 begrün- 
deten Geschäftsraummietverhältnisse dadurch Rechnung zu tragen, 
daß die Landesregierungen ermächtigt werden, durch Rechtsverord- 
nung für gewisse Gebiete den Kündigungsschutz der bisherigen Art 
aufrechtzuerhalten. 

Der Industrie- und Handelstag hält die seit Kriegsende bestehende 
Mangellage auf dem Geschäftsraummarkt für weitgehend beseitigt; 
er spricht sich daher gegen eine Verlängerung des Kündigungsschut- 
zes aus. Die Ansicht der Verbände ist nicht einheitlich. Der Ring 
Deutcher Makler geht davon aus, es liege bereits ein Überangebot an 
Geschäftsräumen vor; er hält daher eine Verlängerung des Kündi- 
gungsschutzes nicht für erforderlich. Die Hauptgemeinschaft des 
Deutschen Einzelhandels, der Zentralverband des Deutschen Hand- 
werks, der Bundesverband der freien Berufe, die Arbeitsgemeinschaft 
westdeutscher Ärztekammern, der Bundesverband der deutschen 
Zahnärzte, die Notgemeinschaft der Gewerberaummieter, der Bund 
der vertriebenen Deutschen und die Vertretung der heimatvertrie- 
benen Wirtschaft (z. T. jedenfalls für ihren Bereich) treten dagegen 
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für eine Verlängerung des Kündigungsschutzes ein. Die Hauptge- 
meinschaft des Deutschen Einzelhandels räumt indes ausdrücklich 
ein, daß die Marktlage für Geschäftsräume sich seit 1951 gebessert 
habe. Audi die Handelskammer Bremen, insbesondere ihre Einzel- 
handelsabteilung, und der Mieterverein Bremen haben sich gegen- 
über dem Senator für die Wirtschaft — Preisbildungsstelle — des 
Landes Bremen dahin geäußert, daß eine wesentliche Besserung der 
Marktlage eingetreten sei. Ferner hat der Deutsche Mieterbund fest- 
gestellt, daß sich für Büroräume in größeren Städten (nicht aber in 
der überwiegenden Zahl der Mittel- und Kleinstädte) bereits ein 
Markt entwickelt habe; im übrigen weist er darauf hin, daß für 
Ladenräume, Werkstatträume und Praxisräume der freien Berufe 
die Standortfrage im Vordergrund stehe. Der Gesamtverband ge- 
meinnütziger Wohnungsunternehmen hält für seinen Bereich eine 
Verlängerung des Kündigungsschutzes nicht für erforderlich. 

Die Entspannung der Lage auf dem Geschäftsraummarkt ist nicht 
zuletzt darauf zurückzuführen, daß die Zahl der Geschäftsräume 
durch Neubauten, insbesondere auch in der letzten Zeit, in einem 
erheblichen Umfange zugenommen hat und noch laufend zunimmt. 
Die Zuwachsrate dürfte — nach Berichten der Preisbildungsstellen 
der Länder — in den einzelnen Gebieten zwar unterschiedlich hoch, 
in der Regel jedoch beträchtlich über einer normalen Zuwachsrate 
liegen. So wird z. B. für das Land Baden-Württemberg der Zuwachs 
an Geschäftsräumen als erheblich bezeichnet. Für Bayern wird die 
gegenwärtige Zuwachsrate für die Städte als zwischen 5 v. H. und 
15 v. H. liegend angegeben. Aus Hessen wird für Frankfurt neu ge- 
schaffener Geschäftsraum, insbesondere auch Büroraum, in größe- 
rem Umfange und für Darmstadt, das stark zerstört war, seit 1951 
sogar ein Zuwachs von 50 v. H. angegeben. Von Nordrhein-Westfalen 
werden — örtlich verschieden — Zuwachsraten bis zu 40 v. H. ge- 
nannt. Für die Zukunft werden sich hinsichtlich des Umfanges an 
neugeschaffenen Geschäftsräumen die unter III. dieses Schreibens 
genannten Maßnahmen auswirken. 

Zu der Frage, ob und gegebenenfalls^ welche Gesetzgebungsmaßnah- 
men für die Zeit nach dem Auslaufen des bisherigen Kündigungs- 
schutzes zu treffen sein werden, ergeben die Äußerungen kein ein- 
heitliches Bild. Überwiegend wird die Auffassung vertreten, daß der 
nach dem Auslaufen des Kündigungsschutzes verbleibende allgemeine 
Schutz — nämlich die Kündigungsfrist in § 6 GRMG, die Räu- 
mungsfrist nach § 7 GRMG und der allgemeine Vollstreckungs- 
schutz nach § 765 a ZPO — nicht voll ausreichen wird, um die in 
Einzelfällen möglicherweise auftretenden sozialen Härten zu ver- 
meiden. Jedoch sind die Ansichten darüber, in welcher Weise und in 
welchem Umfange ein weiterer Schutz gewährt werden, insbeson- 
dere, ob er durch Maßnahmen vollstreckungsrechtlicher Art oder die 
Möglichkeit einer Verlängerung der Räumungsfrist nach § 7 GRMG 
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geschaffen werden soll, nicht einheitlich. Von einigen Seiten wird 
angeregt, die neu zu schaffenden Schutzbestimmungen nur für ge- 
wisse Arten von Mietobjekten oder Mietern vorzusehen (z. B. für 
Vertriebene und Flüchtlinge, für Ärzte, für Einzelhandelsgeschäfte). 
Dabei wird auch die Auffassung vertreten, daß eine unterschiedliche 
Behandlung der vor und der nach dem 1. Dezember 1951 begründe- 
ten Mietverhältnisse nicht befürwortet werden könne und daß des- 
halb neu zu schaffende Schutzvorschriften für alle Geschäftsraum- 
mietverhältnisse ohne Rücksicht auf den Zeitpunkt ihrer Begrün- 
dung Geltung haben müßten. 

2. Die Bundesregierung ist mit der Mehrzahl der gehörten Stellen 
der Meinung, daß eine Verlängerung des Dritten Abschnitts des Ge- 
schäftsraummietengesetzes nicht mehr in Betracht gezogen werden 
kann. 

Der im Dritten Abschnitt des Geschäftsraummietengesetzes vorge- 
sehene Kündigungsschutz für die vor dem 1. Dezember 1951 be- 
gründeten Geschäftsraummietverhältnisse war von vornherein ledig- 
lich als eine Maßnahme zur Erleichterung des Übergangs aus dem, 
Zustand der Preisbindung und des Mieterschutzes in die Vertrags- 
freiheit gedacht. Deshalb sind diese Schutzvorschriften von Anfang 
an durch § 22 GRMG in der Weise zeitlich beschränkt worden, daß 
sie nur auf Kündigungen Anwendung fanden, die für einen Zeit- 
punkt bis spätestens zum 31. Dezember 1954 erfolgten. Dieser Zeit- 
punkt des Auslaufens ist durch das Änderungsgesetz vom 26. Dezem- 
ber 1954 (BGBl. I S. 503) unter gewissen nicht unerheblichen sach- 
lichen Einschränkungen des Kündigungsschutzes und unter Be- 
tonung, daß es sich um eine Übergangslösung handle, um ein Jahr 
hinausgeschoben worden. 

Eine nochmalige Verlängerung des Kündigungsschutzes kann nicht 
als gerechtfertigt angesehen werden, da nach den obigen Ausführun- 
gen davon auszugehen ist, daß die Lage auf dem Geschäftsraummarkt 
sich im allgemeinen ausgeglichen hat. Der Umstand, daß noch eine 
das Angebot übersteigende Nachfrage nach Geschäftsräumen in den 
Geschäftszentren von größeren Städten besteht, kann nicht für eine 
Verlängerung des in den §§ 8 ff. GRMG geregelten Kündigungs- 
schutzes sprechen, weil insoweit von jeher — auch in Zeiten eines 
unbestritten ausgeglichenen Geschäftsraummarktes — eine beson- 
dere Nachfrage bestanden hat und auch künftig bestehen wird. Im 
übrigen wird die weitere Neuschaffung von Geschäftsräumen, die 
noch durch die unter III. genannten Maßnahmen gefördert werden 
wird, geeignet sein, etwa hier und da noch bestehende Schwierig- 
keiten in der .Befriedigung des Bedarfs an Geschäftsräumen zu be- 
seitigen. 

Gegen eine Verlängerung des Kündigungsschutzes würden, da er nur 
für die vor dem 1. Dezember 1951 begründeten Mietverhältnisse 
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Platz greifen würde, aber auch unter dem Gesichtspunkt der Gleich- 
behandlung Bedenken bestehen. 

Die Bundesregierung hält es aber für gerechtfertigt und möglich, für 
die erwähnten Mietverhältnisse vor ihrer völligen Gleichstellung mit 
den neu begründeten Mietverhältnissen noch einen gewissen Schutz 
in Gestalt eines Vollstreckungsschutzes vorzusehen, um soziale Här- 
ten und Unbilligkeiten, die andernfalls nach Ansicht fast aller gehör- 
ten Stellen in Einzelfällen eintreten konnten, zu vermeiden. Da hier- 
bei auf die Umstände des Einzelfalles abzustellen ist, wird die Frage, 
ob nur gewisse Gruppen von Räumen oder Mietern noch eines 
Schutzes bedürfen, dahinstehen können. 

In diesem Umfange ist für eine letzte Übergangszeit ein besonderer 
Schutz für die vor dem 1. Dezember 1951 begründeten Mietverhält- 
nisse nicht zu rechtfertigen, ohne daß unter dem Gesichtspunkt der 
Gleichbehandlung Bedenken geltend zu machen sind. Denn diese 
Geschäftsraummietverhältnisse sind zu einer Zeit begründet worden, 
in der auch die Mietverhältnisse über Geschäftsräume noch dem Mie- 
terschutz und der Preisbildung unterlagen. Es ist von verschiedenen 
Seiten zu Recht darauf hingewiesen worden, daß bei der damaligen 
Rechtslage die Mieter im Vertrauen auf das Bestehen des Mieter- 
schutzes es unterlassen haben, vertragliche Vereinbarungen zu tref- 
fen, die sie gegen eine Beendigung des Mietverhältnisses vor Ablauf 
einer angemessenen Zeit schützen könnten. Dagegen haben diejeni- 
gen Geschäftsraummieter, die in Kenntnis des Umstandes, daß weder 
Mietpreisbindung noch Mieterschutz bestehen, ein Mietverhältnis 
eingegangen sind, diesen Umstand bei dem Abschluß des Vertrages 
gebührend in Rechnung stellen können. 

Die Bundesregierung wird demgemäß den gesetzgebenden Körper- 
schaften eine Gesetzesvorlage zuleiten, in der vollstreckungsschutz- 
rechtliche Maßnahmen zugunsten der in Betracht kommenden Ge- 
schäftsraummieter vorgesehen sind. 

III. 

Zu der unter Nr. 2 der Entschließung vom 8. Dezember 1954 be- 
handelten Frage nimmt die Bundesregierung wie folgt Stellung: 

1. Mit den Möglichkeiten, die für eine Förderung des Baues von 
Geschäftsräumen, insbesondere für den gewerblichen Mittelstand, 
im Zusammenhang mit dem sozialen Wohnungsbau bestehen, haben 
sich bereits die Ausschüsse für Wiederaufbau und Wohnungswesen 
sowie für Bau- und Bodenrecht (32. und 33. Ausschuß des Bundes- 
tages) bei der ersten Lesung der Entwürfe eines Gesetzes zur Schaf- 
fung von Familienheimen (Zweites Wohnungsbaugesetz) — Druck- 
sache 5 — und eines Zweiten Gesetzes zur Änderung und Ergänzung 
des Ersten Wohnungsbaugesetzes (Wohnungsbau- und Familien- 
heimgesetz) — Drucksache 601 — befaßt. Zur näheren Prüfung des 
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Problemkreises ist ein Unterausschuß eingesetzt worden. Bei der 
Beratung wurde in Aussicht genommen, eine gesetzliche Möglichkeit 
zur Übernahme von Bürgschaften und Gewährleistungen des Bun- 
des und der Länder zur Förderung des Baues gewerblicher Räume 
für Fälle zu schaffen, in denen der Bau der gewerblichen Räume im 
Zusammenhang mit dem Bau von öffentlich geförderten oder steuer- 
begünstigten Wohnungen geboten erscheint. Ferner ist in Erwägung 
gezogen worden, in einem beschränkten Ausmaß die Mitbenutzung 
von öffentlich gefördertem Wohnraum zu gewerblichen oder be- 
ruflichen Zwecken und die Mitförderung von Gewerberaum inner- 
halb von Wohnungsbau Vorhaben des sozialen Wohnungsbaues durch 
eine ausdrückliche bundesgesetzliche Regelung zuzulassen. Der inso- 
weit federführend zuständige Bundesminister für Wohnungsbau hat 
dem vorerwähnten Unterausschuß auf Ersuchen Formulierungsvor- 
schläge für die erwogenen gesetzlichen Bestimmungen zur Vorberei- 
tung der weiteren Beratung unterbreitet. 

2. Ferner ist im Haushalt des Bundesministers für Wohnungsbau 
für das Rechnungsjahr 1955 ein Betrag von 4 Millionen Deutsche 
Mark vorgesehen, mit dem bestehende und neu zu errichtende selb- 
ständige mittelständische Betriebe des Handwerks, Handels, des son- 
stigen Gewerbes und der freien Berufe als Bauherren in der Weise 
gefördert werden sollen, daß die Finanzierung ihrer gewerblichen 
Räume bei Baumaßnahmen des sozialen Wohnungsbaues durch Zins- 
zuschüsse aus Bundeshaushaltsmitteln für marktgerecht angebotene, 
längerfristige nachstellige private Kreditmittel bis zu 10 Jahren ver- 
billigt wird. Die Richtlinien für diese Maßnahme werden demnächst 
ergehen. 


Der Stellvertreter des Bundeskanzlers 


Dr. h. c. Blücher 



